Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksadle 290 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Entschädigungen für durch die damalige britische 
Besatzungsmacht beschlagnahmte Betriebe 


l. 

Mit der Kleinen Anfrage 369 der Abgeordneten Dr. Bürkel, 
Di. Serres und Genossen — Drucksache 3710 der 2. Wahlperiode — 
war die Bundesregierung u, a. gefragt worden, ob ihr be- 
kannt sei, daß die unzureichenden Entschädigungsleistungen für 
die Beschlagnahme von Betrieben auf Grund der 1. GREAO bei 
vielen Betrieben eine erhebliche Überschuldung bzw. die 
Übernahme finanzieller Verpflichtungen mit höchsten Zins- 
sätzen verursacht hätten. 

In der Drucksache 3769 der 2. Wahlperiode hatte die Bundes- 
regierung mitgeteilt, sie habe Kenntnis davon, daß die Inhaber 
einiger gewerblicher Betriebe in der ehemaligen britischen 
Zone vorgetragen haben, sie hätten sich infolge unzureichender 
Entschädigungsleistungen der ehemaligen Besatzungsmadit ver- 
schuldet. Die Bundesregierung hatte in Aussicht gestellt, diese 
Fälle zu prüfen. 

Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Ist diese Prüfung nunmehr abgeschlossen, und welches Er- 
gebnis hat sie gehabt? 

2. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die be- 
troffenen Betriebe von der durdi die Beschlagnahme ver- 
ursachten Verschuldung bzw. von der Belastung mit 
finanziellen Verpflichtungen zu höchsten Zinssätzen zu be- 
freien? 

3. Sollte die in Aussicht gestellte Prüfung noch nicht ab- 
geschlossen sein: Welche Gründe haben der Erledigung 
dieser Prüfung bisher entgegengestanden? 
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II. 

In Beantwortung der eingangs erwähnten Kleinen Anfrage 
hat die Bundesregierung zu Nr. 3 erklärt, daß sidi versciiiedene 
Gericiite der Auffassung, die das Bundesverwaltungsgeridit 
im Urteil vom 20. Juni 1956 vertreten hat, niciit angeschlossen 
haben. 

Wir fragen die Bundesregierung : 

1. Weiche Gerichte haben sich nicht dem erwähnten Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts angeschlossen? Können diese 
Entscheidungen angegeben werden? 

2. Ist dem Bundesverwaltungsgericht nochmals Gelegenheit 
gegeben worden, seine Entscheidung vom 20. Juni 1956 
durch Einlegung einer Revision in einem ähnlichen Fall zu 
überprüfen? 

3. Sollte das Bundesverwaltungsgericht seine Auffassung nicht 
überprüft haben: Wann gedenkt die Bundesregierung mit 
den Betroffenen in Verhandlungen über die Gewährung an- 
gemessener Entschädigungen einzutreten? 

III. 

Die Bundesregierung hat bei Beantwortung der Kleinen An- 
frage 369 zu Nr. 4 in Aussicht gestellt, über das Ergebnis 
von Verhandlungen mit den britischen Stationierungsstreit- 
kräften wegen Gewährung eines finanziellen Ausgleichs in 
Härtefällen nach § 55 der 1. GREAO zu berichten. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Wann sind die Verhandlungen mit den britischen Stationierungs- 
streitkräften über diese Frage begonnen und wann beendet 
worden? Welches Ergebnis hatten sie? 


Bonn, den 19. März 1958 


Ollenhauer und Fraktion 
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